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Einleitung

A. Ausgangspunkt sowie Ziel der Untersuchung

»Die Konkretisierung der Angemessenheit bleibt der Rechtsprechung überlas-
sen«1 – so formulierte die Bundesregierung 2006 die Delegation eines zentralen
Problems des Urhebervertragsrechts an die Rechtsprechung. Seinen Ursprung
hatte der Auftrag zur Konkretisierung in der Einführung eines allgemeinen
Anspruchs von Urhebern gegenüber ihren Verwertern auf Zahlung einer an-
gemessenen Vergütung für die Einräumung von Nutzungsrechten. Der in diesem
Zusammenhang verwendete Begriff der Angemessenheit stand und steht wei-
terhin im Zentrum des Konkretisierungsauftrags an die Gerichte.

Der in § 32 UrhG enthaltene, allgemeine Anspruch auf Zahlung einer ange-
messenen Vergütung war 2002 durch das Gesetz zur Stärkung der vertraglichen
Stellung von Urhebern und ausübenden Künstlern in das Urheberrechtsgesetz
eingeführt worden und sollte vor allem die wirtschaftliche und soziale Position
von Urhebern zu verbessern helfen. Indes sah sich der Gesetzgeber 15 Jahrs
später gezwungen, mit dem im März 2017 in Kraft getretenen Gesetz zur ver-
besserten Durchsetzung des Anspruchs der Urheber und ausübenden Künstler auf
angemessene Vergütung und zur Regelung von Fragen der Verlegerbeteiligung
erneut regulierend in das Urhebervertragsrecht einzugreifen. Die erwünschte
Verbesserung der Situation von Urhebern war nicht in ausreichendem Maß
eingetreten. Auch in der Zwischenzeit ist das Urhebervertragsrecht ein um-
kämpftes Gebiet geblieben, in dem zwischen den beteiligten Parteien wenig
Einvernehmen besteht.

Indes würde die Zielvorstellung, dass Urheber für ihre Leistungen ange-
messen zu entlohnen sind, faktisch von allen am Urhebervertragsrecht betei-
ligten Parteien Zustimmung finden. § 11 S. 2 UrhG – der eben jene angemessene
Vergütung zum Gesetzeszweck des UrhG erklärt – basierte gar auf einem For-

1 Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesell-
schaft, BTDrucks 16/1828, 25.
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mulierungsvorschlag der den Urhebern gegenüberstehenden Verwerterseite aus
dem Jahre 2001.2 Die grundlegende Idee einer angemessenen Vergütung von
Urhebern ist zwischen den Beteiligten nicht strittig. Dennoch haben die Re-
formbemühungen des Gesetzgebers bis dato keinen Rechtsfrieden erreichen
können, wie die kontroverse Diskussion um das neuerliche Reformvorhaben
von 2017 gezeigt hat. Dies ist nach Auffassung des Autors zu einem nicht un-
erheblichen Teil dem Umstand geschuldet, dass der Begriff der Angemessenheit
im Urhebervertragsrecht auch lange nach Einführung des § 32 UrhG noch viel
zu unbestimmt ist. Die Aussage, dass den Urhebern eine angemessene Vergü-
tung geschuldet wird, kann in der Praxis aus dem Blickwinkel beider Parteien zu
ganz verschiedenen Vorstellungen von konkret zu zahlenden Vergütungen
führen. Der vermeintliche Konsens über eine angemessene Vergütung von Ur-
hebern fällt also spätestens in der Praxis in sich zusammen.

Die Unbestimmtheit der in diesem Zusammenhang relevanten Kriterien
einer angemessenen Vergütung und die damit verbundene Problematik sind in
der Vergangenheit bereits angemerkt worden.3 Gleichwohl ist die Diskussion um
anwendbare Kriterien bisher eher zurückhaltend geführt worden. Es ist dieser
Umstand, der die gerichtliche Konkretisierung des Begriffs der Angemessenheit
in den Blickpunkt rückt. Das gilt umso mehr, als die mangelnde Verständigung
über die angemessene Bezahlung von Urhebern für ihre Werke vielen Kontro-
versen um das Urhebervertragsrecht zugrunde zu liegen scheint.

Ein zentraler Ansatzpunkt für die Konkretisierung der Angemessenheit ist
die Legaldefinition der angemessenen Vergütung in § 32 Abs. 2 S. 2 UrhG. Mit
dieser Norm versuchte der Gesetzgeber von 2002 den Begriff der Angemes-
senheit auch unabhängig von Kollektivabsprachen innerhalb einzelner Bran-
chen so zu definieren, dass die Gerichte in streitigen Fällen zu passenden und
gerechten Ergebnissen befähigt würden. In der Norm manifestiert sich der
Grundgedanke des Gesetzgebers darüber, wie eine angemessene Vergütung zu
ermitteln ist und damit eine Grundlage für die weitere Konkretisierung.4 Aus
diesem Grund steht die Legaldefinition des § 32 Abs. 2 S. 2 UrhG im Mittelpunkt
dieser Untersuchung.

Der Konkretisierungsauftrag des Gesetzgebers an die Gerichte ist dabei der
Ausgangspunkt. Die Untersuchung geht dabei in erster Linie der Frage nach, wie
es um die Konkretisierung der Legaldefinition der angemessenen Vergütung in

2 Vgl. Vorschlag aus der Medienwirtschaft für ein Urhebervertragsrecht vom 10. 04. 2001, 2; zur
Entstehungsgeschichte von § 11 S. 2 UrhG vgl. Czychowski, in: Fromm/Nordemann, § 11
UrhG Rn. 4.

3 Vgl. etwa Hoeren, in: Bullinger u. a., Festschrift Wandtke, 159, 162.
4 Das gilt auch und sogar umso mehr, als dem Gesetzgeber bei der Konzeption der Legaldefi-

nition »Hilflosigkeit« bescheinigt wurde; vgl. Schack, in: Stern/Peifer/Hain, Urheberver-
tragsrecht – Gelungen oder reformbedürftig?, 55, 66.
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§ 32 Abs. 2 S. 2 UrhG bestellt ist. Auch wenn der deutsche Gesetzgeber bisweilen
dafür gelobt wurde, mit § 32 UrhG einen ›gerechten Preis‹ eingeführt zu haben5,
muss die Suche nach einem solchen ›gerechten Preis‹ oder iustum pretium – wie
vielfach betont wird6 – ein unendliches und ultimativ fruchtloses Unterfangen
bleiben. Die Untersuchung versucht daher auch nicht, einen eigenständigen
Begriff der angemessenen Vergütung zu entwickeln. Gegenstand der Untersu-
chung ist vielmehr eine Art von Bestandsaufnahme der bisherigen Bemühungen,
mit der Legaldefinition der angemessenen Vergütung praktisch umzugehen und
diese zu konkretisieren. Indes sollen diese Bemühungen nicht nur dokumentiert
werden. Es geht vielmehr auch darum, Probleme bei der Konkretisierung der
angemessenen Vergütung herauszuarbeiten und zu formulieren und einige
mögliche Wege auf der Suche nach Lösungen dieser Probleme aufzuzeigen.
Wenn die Untersuchung also die – zweifellos sehr komplexe und langwierige –
Konkretisierung der Legaldefinition auf diese Weise zu einem gewissen Maße
fördern kann, so hat sie ihr Ziel erreicht.

B. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung ist in drei thematisch verbundene Teile untergliedert. In Teil 1
werden zunächst die Grundlagen für die beiden weiteren Teile der Untersuchung
gelegt, indem die Entstehung und Systematik der Legaldefinition dargestellt
werden. § 1 befasst sich dabei mit den gesetzgeberischen Motiven hinter den
Bemühungen bei den beiden Urhebervertragsrechtsreformen von 2002 und
2017. § 2 beleuchtet sodann die Entwicklung der Legaldefinition innerhalb der
Gesetzgebungsmaterialien. Schließlich wird in § 3 die Systematik der Legalde-
finition dargestellt und eine ganz erhebliche Unbestimmtheit für die weitere
Untersuchung aufgelöst. Es geht dabei primär darum, der weiteren Untersu-
chung eine einheitliche Lesart des § 32 Abs. 2 S. 2 UrhG zugrunde zu legen.

Teil 2 der Untersuchung enthält daraufhin die eigentliche Bestandsaufnahme
der bisherigen Konkretisierungsversuche in der Rechtsprechung. Vorab wird in
§ 4 auch eine methodische Grundlage der Konkretisierungsbemühungen gelegt,
die vor allem darauf abzielt, die Form und das Resultat einer gelungenen
Normkonkretisierung zu identifizieren. Anschließend wird der Umgang der
Rechtsprechung mit den beiden entscheidenden Begriffen der Üblichkeit (in

5 Vgl. Grosheide, in: Loewenheim, Festschrift Nordemann, 447, 448.
6 Vgl. nur Schack, ZUM 2001, 453, 459; Hoeren, MMR 2000, 449, 449; ders. , MMR 7/2001, V, V;

Haupt/Flisak, KUR 2003, 41, 43; Berger, in: Berger/Wündisch, § 2 Rn. 93; Andernach, Die
vertragliche Beteiligung nach dem neuen Urhebervertragsrecht, 102; Stickelbrock, GRUR
2001, 1087, 1094.
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§ 5) und der Redlichkeit (in § 6) analysiert. Berücksichtigt wurden dabei alle bis
Ende August 2018 auf Juris einsehbaren Entscheidungen zu § 32 UrhG.

Der abschließende Teil 3 beschäftigt sich sodann mit der Frage, ob die
Konkretisierung des § 32 Abs. 2 S. 2 UrhG notwendigerweise auf Einzelfallge-
rechtigkeit zielen sollte, oder ob die Tendenz der Gerichte, branchenweit ein-
heitliche Tarife zur Anwendung zu bringen, den Reformzielen des Gesetzgebers
ebenso gerecht wird. Diese Problematik wird dabei aus einer verfassungs-
rechtlichen Perspektive betrachtet. § 7 stellt zunächst die diesbezügliche Ten-
denz der Gerichte zur Bemessung der Vergütung anhand von Branchentarifen
und mögliche Gründe hierfür dar. Die folgenden drei Kapitel untersuchen die
Frage sodann aus den spezifischen Perspektiven von drei zugunsten der Re-
formbemühungen vorgebrachten verfassungsrechtlichen Anknüpfungspunk-
ten. Zunächst erfolgt dies aus der Perspektive der Eigentumsgarantie des Art. 14
Abs. 1 S. 1 GG (in § 8), sodann aus der Perspektive des Ausgleichs gestörter
Vertragsparität (in § 9) und schließlich aus der Perspektive des Sozialstaats-
prinzips der Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 S. 1 GG (in § 10).

Hiernach schließt eine kurze Formulierung der Hauptthesen die Untersu-
chung ab.

C. Eingrenzung der Untersuchung

Naturgemäß unterliegt die Untersuchung einigen Beschränkungen, die insbe-
sondere der Weite des Themas geschuldet sind. Daher wird – wie zuvor bereits
angemerkt – kein von der bisher ergangenen Rechtsprechung gänzlich unab-
hängiger Begriff der Angemessenheit entwickelt. Die Untersuchung muss in-
soweit als Bestandsaufnahme und Analyse verstanden werden. Insbesondere
wegen der Vielfältigkeit der mit der Konkretisierung verbundenen Probleme
können diese auch nicht alle einer möglichen Lösung zugeführt werden. An
diesen Stellen dient die Untersuchung in erster Linie der Identifizierung von
offenen und im Rahmen der weiteren Konkretisierung klärungsbedürftigen
Fragen.

Im Rahmen der Quellen bedient sich die Untersuchung in erster Linie der
gesamten zu § 32 UrhG ergangenen Rechtsprechung. Bisweilen werden auch
Urteile zu §§ 11, 32a UrhG verwendet, diesbezüglich kann die Untersuchung
aber keine Vollständigkeit beanspruchen.
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